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an einen Betrieb auf Anforderung zu übersenden. Im Verhältnis 
zwischen dem Werktätigen, dessen Akten angefordert wurden, und 
dem die Akten aufbewahrenden und führenden Betrieb handelt es 
sich dabei um Pflichten aus dem Arbeitsrechtsverhältnis, soweit der 
Betrieb, bei dem sich der Werktätige um Aufnahme einer Tätigkeit 
bewirbt, die Einstellung von der Kenntnisnahme dieser Unterlagen 
abhängig macht.

Bei der Pflicht des bisherigen Beschäftigungsbetriebes, die Per­
sonalakten dem Betrieb zu übersenden, bei dem sich der Werktätige 
beworben hat, handelt es sich um eine Mitwirkungspflicht, die zu 
den Pflichten aus dem Arbeitsrechtsverhältnis gemäß § 270 AGB 
gehört. Diese Pflicht ist erst mit dem Eingang der Unterlagen bei 
dem anfordemden Betrieb erfüllt. Das gilt unabhängig davon, ob 
er durch einen Mitarbeiter oder durch eine andere Einrichtung die 
Beförderung und Übergabe organisiert.

Die Verantwortung für die Erfüllung dieser Pflichten trägt der 
Betrieb. Es ist ihm überlassen, in welcher Weise er die Erfüllung 
dieser Pflichten organisiert. Er kann seine Mitarbeiter damit be­
trauen oder auch Dritte. In jedem Falle trägt er die Verantwortung 
mangelhafter Erfüllung oder Nichterfüllung seiner Pflichten ge­
genüber dem Werktätigen und hat diesem gegenüber für daraus 
erwachsende Folgen einzustehen. Das ist aus dem in § 82 Abs. 2 
ZGB enthaltenen Rechtsgrundsatz abzuleiten, dessen Anwendung 
keine spezifischen arbeitsrechtlichen Regelungen entgegenstehen. 
Wenn sich der Betrieb zur Erfüllung seiner Pflichten eines Dritten 
bedient, muß er sich dessen Pflichtverletzungen wie eigene an­
rechnen lassen. Deshalb sind durch die Übergabe der Unterlagen 
an die Beförderungseinrichtung (hier: die Post) die Pflichten des 
Betriebes noch nicht erfüllt. Der Werktätige ist an den Bezie­
hungen Betrieb - Post nicht unmittelbar beteiligt. Er muß sich 
vielmehr auf das ordnungsgemäße Handeln seines Partners aus 
dem Arbeitsrechtsverhältnis verlassen können. Aus diesem Grunde 
haben Haftungsbeschränkungen, die für den beauftragten Dritten 
gelten, keine Auswirkungen auf den Schadenersatzanspruch des 
Werktätigen gegenüber dem Betrieb gemäß §270 AGB.

Die Erwägung des Bezirksgerichts, die Verantwortung des Be­
triebes für Handlungen Dritter, deren er sich zur Erfüllung ihm 
obliegender Aufgaben bedient, sei ausgeschlossen, wenn er keine 
oder nur eine beschränkte Auswahlmöglichkeit in Anspruch zu 
nehmender Dritter habe, ist unzutreffend. Der Betrieb tritt in diesen 
Fällen nicht für seine Fehler bei der Auswahl des Dritten, son­
dern für dessen Verletzung von Sorgfaltspflichten ein. Daß solche 
Pflichtverletzungen durch die spezielle Einrichtung zur Übermitt­
lung von Postsendungen in diesem Streitfall vorliegen, ist durch 
die beigezogenen Auskünfte belegt.

Unzutreffend geht das Bezirksgericht davon aus, der Betrieb 
habe keine Möglichkeit gehabt, auf die ordnungsgemäße Beför­
derung der Post Einfluß zu nehmen. Es leitet daraus einen Haf­
tungsausschluß gemäß § 270 Abs. 2 AGB ab. Das wäre aber nur 
dann richtig, wenn den Dritten aus unabwendbaren Umständen 
die ordnungsgemäße Pflichterfüllung nicht möglich gewesen wäre. 
Dafür liegen jedoch keinerlei Anhaltspunkte vor.

Die Verantwortung des Betriebes für Fehlhandlungen des Drit­
ten, den er zur Erfüllung seiner Pflichten herangezogen hat, zieht 
seine Schadenersatzpflicht gegenüber der Klägerin nach sich. Bei 
zutreffender rechtlicher Würdigung hätte das Bezirksgericht die 
Berufung des Verklagten als unbegründet abweisen müssen. Seine 
mit dem Recht (§ 270 AGB) nicht im Einklang stehende Entschei­
dung war aufzuheben. Da es weiterer Sachaufklärung nicht bedurf­
te, hatte der Senat im Wege der Selbstentscheidung abschließend zu 
befinden und die Berufung abzuweisen (§ 162 Abs. I Satz 1 ZPO).

Anmerkung:

§270 AGB hat in der. Fassung des Gesetzes zur Änderung und 
Ergänzung des AGB vom 22. Juni 1990 (GBl. I Nr. 35 S.371) 
folgenden Wortlaut:

(1) Verletzt der Arbeitgeber schuldhaft Pflichten aus dem Ar­
beitsverhältnis oder bei der Vorbereitung des Arbeitsvertrages und 
wird dadurch dem Arbeitnehmer Schaden zugefügt, hat der Arbeit­
geber dem Arbeitnehmer den entstandenen Schaden zu ersetzen.

(2) Anspruch auf Schadenersatz gemäß Abs.l besteht in dem 
Umfang nicht, in dem der Arbeitnehmer nach den Bestimmungen 
der §§ 260 bis 264 materiell verantwortlich wäre.

D.Red.

Verwaltungsrecht

§ 3 Abs. 2 Staatshaftungsgesetz; §§ 330, 341 ZGB.

Bei der Bestimmung des Umfangs des Schadenersatzes aus 
einem Staatshaftungsanspruch ist im Hinblick auf mögliche 
Rechtsfolgen der Mitverantwortlichkeit des Geschädigten nicht 
nur zu prüfen, ob dessen Verhalten mit ursächlich für den 
Schaden war, sondern auch das jeweilige Maß der Verant­
wortung der Beteiligten, die ihnen obliegenden Pflichten, deren 
Verletzung zum Schaden geführt hat, sowie die Art und Schwe­
re der Pflichtverletzung sind zu berücksichtigende Kriterien.

OG, Urteil vom 12. Juni 1990 - ODK 3/90.

Die Antragstellerin erlitt am 2. Mai 1988 als Schülerin während 
des polytechnischen Unterrichts im Betrieb K. einen Unfall an einer 
Bohrmaschine, der zu einer Fraktur des linken Unterarmes führte. Zur 
Zeit des Unfalls war sie 15 Jahre alt. Der Mitarbeiter des Betriebes, 
der für die Betreuung der Schüler im polytechnischen Unterricht 
verantwortlich war, wurde strafrechtlich zur Verantwortung gezogen.

Der Rat des Kreises hat durch Entscheidung vom 15. Mai 1989 
einen Staatshaftungsanspruch der Antragstellerin anerkannt und ihr 
einen Ausgleichsbetrag in Höhe von 1 500 M zugebilligt. Die Be­
schwerde der Antragstellerin, mit der ein höherer Ausgleichsbetrag 
angestrebt wurde, ist abgewiesen worden.

Auf den Antrag auf gerichtliche Nachprüfung dieser Entscheidung 
hob das Kreisgericht durch Beschluß vom 23. Oktober 1989 die Ver­
waltungsentscheidung hinsichtlich des zuerkannten Ausgleichsbetrags 
auf und verpflichtete den Rat des Kreises, einen Ausgleichsbetrag in 
Höhe von 1 840 M an die Antragstellerin zu zahlen. Das Kreisgericht 
begründete seine Entscheidung im wesentlichen damit, daß der Arm 
der Antragstellerin ca. zwölf Wochen im Gipsverband gewesen sei. In 
dieser Zeit habe sie an mehreren Veranstaltungen der Klasse (Exkur­
sion, Klassenfahrt u.a.) nicht teilnehmen können. In der Urlaubsge­
staltung habe sie Beeinträchtigungen hinnehmen müssen. Besonderes 
Gewicht maß das Kreisgericht dem Umstand zu, daß bei der noch sehr 
jungen Antragstellerin als Folge des Unfalls ein bleibender Körper­
schaden von 10 Prozent eingetreten und die Bewegungsfähigkeit des 
Armes eingeschränkt sei. Davon ausgehend erachtete das Kreisgericht 
einen Ausgleichsbetrag von 2 300 M als angemessen. Berücksichtigt 
werden müsse in diesem Zusammenhang jedoch, daß die Antragstel­
lerin ein Mitverschulden an der Herbeiführung des Unfalls treffe. Sie 
habe gewußt, daß sie bei auftretenden Störungen an der Maschine auf 
die zur Störungsbeseitigung befugte Person zu warten und nicht zu 
versuchen habe, die Störung selbst zu beseitigen. Bei dem Versuch 
der selbständigen Beseitigung einer Störung sei es zu dem Unfall 
gekommen. Sie habe damit Pflichten verletzt, die ihr entsprechend den 
„Grundregeln für das arbeitsschutzgerechte Verhalten beim polytech­
nischen Unterricht im Betrieb“ oblagen. Unter Beachtung ihrer Jugend 
hat das Kreisgericht deshalb ein Mitverschulden von 20 Prozent 
angenommen und den Ausgleichsbetrag (2 300 M) um 20 Prozent 
auf 1 840 M reduziert.

Der gegen diese Entscheidung gerichtete Kassationsantrag des Prä­
sidenten des Obersten Gerichts hatte Erfolg.

Aus der Begründung:

Der Beschluß des Kreisgerichts ist hinsichtlich der Bestimmung 
der Rechtsfolgen der Mitverantwortlichkeit der Antragstellerin un­
richtig.

Gemäß § 3 Abs. 2 des Gesetzes zur Regelung der Staatshaf­
tung - Staatshaftungsgesetz - vom 12. Mai 1969 (GBl. I Nr. 5 
S. 34) ist der Umfang des Schadenersatzes grundsätzlich nach 
zivilrechtlichen Vorschriften zu bestimmen. Danach ist ein durch 
Pflichtverletzung entstandener Schaden vom Schädiger zu ersetzen 
(§ 330 ZGB), soweit nicht der Geschädigte den Schaden mit her­
beigeführt hat (§ 341 ZGB). Bei der Beurteilung der Rechtsfolgen 
der Mitverantwortlichkeit ist nicht nur zu prüfen, ob Verhaltens­
weisen des Geschädigten mitursächlich für den Schaden waren. 
Vielmehr ist auch von dem jeweiligen Maß der Verantwortung der 
Beteiligten, von den ihnen obliegenden Pflichten, deren Verletzung


